
Planzeichnung (Teil A)
M 1/1000

Bewertung der Ausgleichserfordernis
M 1/2000

Übersichtsplan Überschwemmungsgebiet
M 1/10.000

m³

Lageplan Ökokontoflächen 4 und 5 an der Zusam
M 1/2000 (Planung: Planungsgruppe Süd Ingolstadt)

Textliche Festsetzungen (Teil B)
1. Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans

2. Art der baulichen Nutzung (§ 1 Abs. 2 und 3 Baunutzungsverordnung (BauNVO))

2.1 Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 der BauNVO

Nutzungen nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 der BauNVO werden nicht
zugelassen (Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht
störende Handwerksbetriebe).

2.2

Ausnahmen nach § Abs. 4 Nr. 3, 4, 5 der BauNVO werden nicht
zugelassen.

2.3

3. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 19, 20 BauNVO)

2.1 maximal zulässig: 1 Vollgeschoss plus ausgebautes Dachgeschoss als
Vollgeschoss

2.1 Höchstzulässige Grundflächenzahl (GRZ) gemäß Planeinschrieb

2.1 Höchstzulässige Geschossflächenzahl (GFZ) gemäß Planeinschrieb

4. Baugrenzen (§ 23 BauNVO)

4.1 Baugrenze

5. Bauweise (§ 22 BauNVO)

5.1 offene Bauweise

5.2 Einzelhaus

5.3 Zugelassen sind max. 1 WE + 1 Einliegerwohnung pro Grundstück

Fortsetzung - Textliche Festsetzungen
6. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

6.1 Straßenverkehrsflächen

6.2 Gehweg

6.3 Verkehrsflächen mit besonderer Zweckbestimmung:
Verkehrsberuhigter Bereich

6.4 Parkstreifen

7. Grünflächen, Flächen für den Gemeinbedarf (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 und 15 BauGB)

7.1 Pro Wohnbaugrundstück ist mindestens ein einheimisches
laubtragendes Großgehölz oder ein Obstbaum (Hoch- oder
Halbstamm) auf geeignetem Standort zu pflanzen, dauernd zu erhalten
und bei Ausfall durch Neupflanzung zu ersetzen.

Pflanzliste:
Acer pseudoplatanus (Berg-Ahorn)
Alnus incana (Grau-Erle)
Fraxinus excelsior (Gemeine Esche)
Quercus robur (Stiel-Eiche)
Tilia cordata (Winter-Linde)
Ulmus laevis (Flatter-Ulme)
Obst in Sorten (z. B. Apfel, Birne, Zwetschge)

7.4 Öffentliche Grünfläche

7.5 Kinderspielplatz

7.6 Fläche für den Gemeinbedarf

8. Örtliche Bauvorschriften (Art. 81 Bayerische Bauordnung (BayBO))

8.1 Stellung der Gebäude:
Die gezeichnete Stellung der Baukörper und Firstrichtungen sind
Vorschläge.

8.2 Dachgestaltung8.2 Dachgestaltung

8.2.1 Im gesamten Planbereich sind für Wohngebäude und Garagen nur
Satteldächer zugelassen.

8.2.2 Vorgeschriebene Dachneigungen

8.2.3 Kniestöcke sind zugelassen. Die Höhe zwischen Oberkante Rohdecke
und Unterkante Sparren, gemessen an der Außenkante Mauerwerk
darf maximal 0,50 m betragen.

8.2.4 Dachüberstände dürfen 0,50 m an der Traufe und 0,30 m am Ortgang
nicht überschreiten.

8.2.5 Als Dachaufbauten sind nur einzelne stehende Gauben mit
Giebeldächern zulässig. Die Breite darf im Außenmaß 2,00 m nicht
überschreiten.

Die Gauben müssen einen Abstand von mindestens 1,00 m
voneinander haben.

Die Gauben müssen von der Dachkante einen Abstand von
mindestens 1,00 m haben.

Sie dürfen zusammen höchstens ein Drittel der gesamten Firstlänge
einnehmen und sind in der gleichen Art wie das Hauptdach
einzudecken.

8.2.6 Zur Dacheindeckung der Satteldächer dürfen nur Dachziegel oder
Betondachsteine in den Farben rot, rotbraun, anthrazit oder schwarz
verwendet werden.

8.3.1 Maximale Wandhöhe, gemessen an der Bergseite

8.3 Wandhöhe, Geländehöhe

8.3.2 Aus Gründen der Hochwassersicherheit muss die Fußbodenhöhe des
Erdgeschosses bei 402,55 m ü. NN liegen.

8.3.3 Vor Baubeginn ist die Grundfläche des Bauwerks vom Bauherren
abzustecken und die Höhenlage durch das Stadtbauamt festzulegen.

8.3.4 Außerhalb der Standfläche für das Haus und die Terrasse darf das
natürliche Gelände nur im Einvernehmen mit dem Stadtbauamt
geringfügig verändert werden.

8.4 Fassadengestaltung

8.4.1 Die Fassaden sind zu verputzen. Teilbereiche der Fassaden dürfen mit
Holz, lasiert oder imprägniert, verkleidet werden.

Anstriche in hellen Farbtönen sind in Abstimmung mit dem
Stadtbauamt zugelassen.

8.4.2 Automaten und Werbeanlagen dürfen weder an Gebäuden,
Einfriedungen noch freistehend errichtet werden.

8.5 Nebengebäude

8.5.1 Bauliche Nebenanlagen bis 15 m² und maximaler Wandhöhe von
3,00 m sind außerhalb der festgesetzten Baugrenzen im rückwärtigen
Grundstücksbereich zulässig.

8.5.2 Die Dächer von Garage und Carport können als Sattel- oder begrüntes
Flachdach errichtet werden.

8.5.3 Auf jedem Grundstück darf nur ein Nebengebäude ohne
Aufenthaltsraum zusätzlich zur Garage errichtet werden.

8.5.4 Müll- und Wertstofftonnen bzw. Müllboxen sind in Gebäuden oder
Mauern so einzubauen, dass der Gesamteindruck der Straßen- und
Ortsbildes nicht gestört wird.

8.6 Einfriedungen

8.6.1 Straßenseitige Einfriedungen sind mit max. 1,5 m Höhe auszuführen.

8.6.2 Seitliche und rückwärtige Einfriedungen sind mit einer maximalen
Höhe von 1,50 m auszuführen.

9. Stellplätze, Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

9.1 Straßenseitige Einfriedungen sind mit max. 1,5 m Höhe auszuführen.

9.2 Zwischen den Garagen- bzw. den Carporteinfahrten und der
Straßenbegrenzungslinie ist ein 5,50 m tiefer, nicht eingefriedeter
Stauraum freizuhalten.

Ga

9.3 Pro Wohneinheit sind 1,5 Stellplätze vorzusehen.

9.4 Wenn Garagen paarweise an Grundstücksgrenzen aufeinandertreffen,
sind sie gleich zu gestalten.

10. Sonstige Festsetzungen

10.1 Maßzahlen

10.2 Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

10.3 Ein- und Ausfahrt

10.3 Abgrenzung unterschiedlicher Festsetzungen

Hinweise und nachrichtliche Übernahmen
1. Bestehende Grundstücksgrenzen

2. Geplante Grundstücksgrenzen

3. Flurstücksnummer

4. Bestehende Wohn- und Nebengebäude

5. Höhenlinie mit Höhenangabe

6. Das Niederschlagswasser soll in Zisternen gesammelt werden.

7. Es wird darauf hingewiesen, dass für das Baugebiet die Gefahr von
Hochwasser besteht.

8. Eine hochwasserangepasste Bauweise (Höhenlage der Gebäude,
entsprechende Bauausführung) wird empfohlen.

9. Über die Grundwasserverhältnisse im Baugebiet liegen dem
Wasserwirtschaftsamt keine Beobachtungskenntnisse vor. Es wird
jedoch auf den möglichen hohen Grundwasserstand hingewiesen.

10. Es wird empfohlen, die Keller wasserdicht auszubilden und die
Gebäude gegen Auftrieb zu sichern und auch bei Öltanks eine
Auftriebssicherung vorzusehen.

11. Erforderliche Grundwasserabsenkungen zur Bauwassererhaltung
bedürfen der wasserrechtlichen Erlaubnis. Anträge sind bei der
Kreisverwaltungsbehörde rechtzeitig vor Baubeginn einzureichen.
Grundsätzlich ist eine Versickerung des geförderten Grundwassers
vorzusehen. Eine Grundwasserabsenkung über den Bauzustand
hinaus ist nicht zulässig.

12. Bei Errichtung von Hausdrainagen ist darauf zu achten, dass diese
nicht an den Schmutz-/ Mischwasserkanal angeschlossen werden.

13. Bei Erdarbeiten ist generell darauf zu achten, ob evtl. künstliche
Auffüllungen, Altablagerungen o. ä. angetroffen werden. In diesem Fall
ist umgehend das Landratsamt einzuschalten, das alle weiteren
Schritte in die Wege leitet.

10.4 Für die Parzellen 1 bis 3 und 6 bis 8 ist der Einbau von Zisternen zur
Sammlung von Dach- und Oberflächenwasser festgesetzt. Für die
Parzellen 4, 5, 9, 10 und 11 wird der Einbau von Zisternen empfohlen.

14. Für die erlaubnisfreie Versickerung von gesammeltem Regenwasser
sind die Anforderungen der "Verordnung über die erlaubnisfreie
schadlose Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser"
(Niederschlagswasserfreistellungsverordnung - NWFreiV) zu
beachten.

15. Ist die NWFreiV nicht anwendbar, ist ein wasserrechtliches Verfahren
durchzuführen. Die Unterlagen sind bei der Kreisverwaltungsbehörde
einzureichen.

16. Zur Klärung der Behandlungsbedürftigkeit des Niederschlagswassers,
also der Feststellung, ob verschmutztes oder unverschmutztes
Niederschlagswasser vorliegt, wird die Anwendung des Merkblattes
DWA-M 153 "Handlungsempfehlungen zum Umgang mit
Regenwasser" der Deutschen Vereinigung der Wasserwirtschaft,
Abwasser und Abfall (DWA) empfohlen.

17. Auf das Merkblatt DWA 138 der DWA wird hingewiesen (Planung, Bau
und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser).

18. Verschmutztes Niederschlagswasser ist aus Gründen des
Gewässerschutzes zu sammeln und schadlos durch Ableiten in die
Misch- bzw. Schmutzwasserkanalisation zu beseitigen (dies gilt auch
für Bereiche, die im Trennsystem entwässert werden).

20. In der räumlichen Nähe des Geltungsbereichs liegen
landwirtschaftliche Nutzflächen, die bewirtschaftet werden. In
Auchsesheim gibt es zudem aktive landwirtschaftliche Betriebe, bei
denen jederzeit mit landwirtschaftlichem Fahrverkehr zu rechnen ist.
Durch den landwirtschaftlichen Fahrverkehr und durch die notwendige
und ordnungsgemäße Bewirtschaftung der Flächen kann es zu Lärm-,
Staub- und Geruchswirkungen kommen. Diese Emissionen und
Immissionen sind im WA "1. Änderung und Erweiterung Baugebiet
Schrankenäcker" von den Eigentümern, Besitzern und Bewohner der
Wohnhäuser/Wohnungen hinzunehmen.

21. Die Funktionsfähigkeit von Sammlern und Drainagen muss
gewährleistet bleiben und darf durch Baumaßnahmen im Plangebiet
nicht beeinträchtigt werden.

Öffentliche Grünfläche

Kinderspielplatz

7.2 Zu erhaltender Bestand

7.3 Ortsrandeingrünung

22. Innerhalb des Leitungsschutzbereichs sind aus Sicherheitsgründen die
einschlägigen DIN-VDE-Vorschriften zu beachten. Da nach EN 50341
(vormals DIN VDE 0210) Mindestabstände zu den Leiterseilen der
Hochspannungsleitung gefordert werden, sind die Unterbauungs- bzw.
Unterwuchshöhen in diesem Bereich beschränkt. Ferner ist nach DIN
VDE 0105 bei Arbeiten in Spannungsnähe immer ein bestimmter
Schutzabstand zu den Leiterseilen einzuhalten.

23. Sämtliche Baumaschinen und Geräte, die innerhalb des
Schutzbereiches zum Einsatz kommen, müssen so betrieben bzw.
errichtet werden, dass eine Annäherung von weniger als 3,00 m an die
Leiterseile in jedem Fall ausgeschlossen ist. Dabei ist zu beachten,
dass Seile bei hohen Temperaturen weiter durchhängen bzw. bei Wind
erheblich ausschwingen können. Jede auch nur kurzfristige
Unterschreitung des Schutzabstandes ist für die am Bau Beschäftigten
lebensgefährlich.

24. Bei den innerhalb des Leitungsschutzbereiches zur Anpflanzung
kommenden Bäumen und Sträuchern ist darauf zu achten, dass eine
Annäherung von weniger als 3,00 m an die Leiterseile vermieden wird.
Sollte eine Bepflanzung mit größeren Einwuchshöhen gewählt werden,
ist der Grundstückseigentümer auf Grund der für das Grundstück
eingetragenen Dienstbarkeit verpflichtet, die Bepflanzung auf das
erforderliche Maß zurückzuschneiden.

25. Auf mögliche Lärmemissionen durch den Straßenverkehrslärm der
Mertinger Straße wird hingewiesen; die schutzwürdigen Schlaf- und
Ruheräume der direkt an der Mertinger Straße anliegenden
Wohnhäuser sollten auf die straßenabgewandte Seite hin orientiert
werden.

25,00
25,00

2. Erstmalige öffentliche Auslegung
Der Stadtrat der Stadt Donauwörth hat in der Sitzung vom 18.09.2008 die
öffentliche Auslegung des Vorentwurfs des Bebauungsplans "1. Änderung und
Erweiterung Baugebiet Schrankenäcker (Kornstraße)" gemäß § 3 Abs. 1
Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen. Der Beschluss wurde am 27.03.2009
ortsüblich im Amtsblatt der Stadt Donauwörth bekannt gemacht.
Der Vorentwurf des Bebauungsplans "1. Änderung un Erweiterung Baugebiet
Schrankenäcker (Kornstraße)" bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und
den textlichen Festsetzungen (Teil B) sowie der Vorentwurf der Begründung mit
Umweltbericht wurden gemäß § 3 Abs. 1 BauGB in der Zeit vom 06.04.2009
bis 11.05.2009 im Stadtbauamt der Stadt Donauwörth öffentlich ausgelegt. Die
öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass innerhalb des genannten
Zeitraums Bedenken und Anregungen abgegeben werden können, am
27.03.2009 im Amtsblatt der Stadt Donauwörth ortsüblich bekannt gemacht
worden.

Donauwörth, den 12.05.2009

Armin Neudert
Oberbürgermeister

3. Erstmalige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher
Belange
Die Stadt Donauwörth hat gemäß § 4 Abs. 1 BauGB die Behörden und
sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch den
Bebauungsplan "1. Änderung und Erweiterung Baugebiet Schrankenäcker
(Kornstraße)" tangiert werden, mit Schreiben vom 26.03.2009 um
Stellungnahme gebeten.

Donauwörth, den 12.05.2009

Armin Neudert
Oberbürgermeister

4. Abwägung
Der Stadtrat der Stadt Donauwörth hat in der Sitzung vom 04.02.2010 die
vorgebrachten Anregungen der Bürgerinnen und Bürger sowie die
Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
gemäß § 1 Abs. 7 BauGB gegeneinander und untereinander gerecht
abgewogen.

Donauwörth, den 05.02.2010

Armin Neudert
Oberbürgermeister

1. Aufstellungsbeschluss
Der Stadtrat der Stadt Donauwörth hat in der Sitzung vom 18.09.2008 die
Aufstellung des Bebauungsplans "1. Änderung und Erweiterung Baugebiet
Schrankenäcker (Kornstraße)" gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)
beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 27.03.2009 ortsüblich im
Amtsblatt der Stadt Donauwörth bekannt gemacht.

Donauwörth, den 30.03.2009

Armin Neudert
Oberbürgermeister

11.Satzungsbeschluss
Der Bebauungsplan "1. Änderung und Erweiterung Baugebiet Schrankenäcker
(Kornstraße)" - bestehend aus Planzeichnung (Teil A) und den textlichen
Festsetzungen (Teil B) - wurde am 04.02.2010 vom Stadtrat der Stadt
Donauwörth gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. Die
Begründung mit Umweltbericht wurde vom Stadtrat der Stadt Donauwörth am
04.02.2010 gebilligt.

Donauwörth, den 05.02.2010

Armin Neudert
Oberbürgermeister

12.Bekanntmachung
Der Satzungsbeschluss sowie die Stelle, bei der der Bebauungsplan "1.
Änderung und Erweiterung Baugebiet Schrankenäcker (Kornstraße)" auf Dauer
während der Dienststunden eingesehen werden kann. ist am 26.02.2010 im
Amtsblatt der Stadt Donauwörth ortsüblich bekannt gemacht worden. In der
Bekanntmachung wurde auf die Geltendmachung der Verletzung der
Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln an der Abwägung sowie
auf die Rechtsfolgen gemäß § 214 und § 215 BauGB und weiter auf Fälligkeit
und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen gemäß § 44 BauGB
hingewiesen.

Donauwörth, den 01.03.2010

Armin Neudert
Oberbürgermeister
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Große Kreisstadt Donauwörth
Bebauungsplan - Satzung
"1. Änderung und Erweiterung Baugebiet Schrankenäcker
(Kornstraße)"

Stadt Donauwörth
Stadtbauamt

Rathausgasse 1
86609 Donauwörth

Tel. 0906 789 0

Planung:

05.02.2010

Änderungen

Abwägungsergebnis aus Bürger- und TöB-Beteiligung einarbeiten (§3 Abs.1 & 4 Abs.1 BauGB) Fis

23.02.2010 Ausarbeitung der Satzung Fis
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Amtlich festgesetztes Überschwemmungsgebiet der Donau

Vorranggebiete Hochwasser des Regionalplans der Region Augsburg (9)

Ermitteltes Überschwemmungsgebiet Donau (HQ 100)

Verfahrensvermerke


